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Kantonsrat St.Gallen 33.11.09 
 

 
 
 

Kantonsratsbeschluss über Massnahmen zur Bereinigung des strukturel-
len Defizits des Staatshaushaltes 
 
 
 
Anträge der Regierung vom 1. Februar 2011 

 
 
 
Abschnitt I: 
 
Massnahmen Nr. 17, 22 und 23:  Festhalten am Entwurf der Regierung. 

 
 
    Begründung: 
 
    Gemäss Antrag der Finanzkommission soll die Regierung beauf-

tragt werden, mit dem Aufgaben- und Finanzplan 2013-2015 ein 
zweites Massnahmenpaket mit einem zusätzlichen Sparvolumen 
von wenigstens 50 Mio. Franken vorzulegen. Auf der anderen Sei-
te beantragt die Finanzkommission, einzelne Massnahmen aus 
dem vorliegenden Massnahmenpaket zu streichen. Dies ist wider-
sprüchlich. An den Massnahmen 17, 22 und 23 ist deshalb fest-
zuhalten. 

 
 
Massnahme Nr. 53:1  Festhalten am Entwurf der Regierung. 

 
 
    Begründung: 
 
    Die neue Spitalfinanzierung sieht einen Kostenanteil des Kantons 

von 55 Prozent vor. Dies bedeutet für den Kanton St.Gallen eine 
Mehrbelastung von über 60 Mio. Franken. Kantone mit einer un-
terdurchschnittlichen Krankenkassenprämie für Erwachsene, wie 
dies im Kanton St.Gallen der Fall ist, können während einer Über-
gangszeit den Kostenanteil tiefer ansetzen und schrittweise bis 
spätestens 2017 (jährlich um höchstens 2 Prozent) auf 55 Prozent 
erhöhen. Ein um 1 Prozent tieferer Kostenanteil des Kantons be-
wirkt eine Erhöhung der Krankenkassenprämie von 0,5 Prozent. 
Die von der Regierung in Massnahme 53 vorgeschlagene Über-
gangsordnung belastet die Prämienzahlenden mit einer Prämien-
erhöhung von 1 Prozent (im Jahr 2012) bzw. 1,5 Prozent (in den 
Jahren 2013 und 2014). Der Antrag der Finanzkommission würde 
einen noch stärkeren Prämienanstieg bewirken. Dies ist aus sozi-
alpolitischen Gründen problematisch und zu vermeiden. 

 
 
 
  

                                                
1  Eventualantrag für den Fall, dass der Kantonsrat dem Antrag der Finanzkommission zu Massnahme Nr. 53 

zustimmt, siehe Seite 2 dieser Anträge. 
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Abschnitt II: 
 
Ziff. 2:    Streichen. 

 
 
    Begründung: 
 
    Ausgehend von den Planwerten des Aufgaben- und Finanzplans 

2012-2014 ist gemäss Vorschlag der Regierung im Jahr 2012 ein 
Bezug aus dem freien Eigenkapital von 140 Mio. Franken erfor-
derlich. Die verbleibende Differenz zum zulässigen Budgetdefizit 
macht zusätzliche Einsparungen von rund 30 Mio. Franken im 
Voranschlag 2012 nötig. Eine weitergehende Budgetvorgabe ist 
im Rahmen des Voranschlags 2012 nicht zu bewältigen. 

 
 
 
Ziff. 2 (Eventualantrag für den Fall, dass der Kantonsrat dem Antrag der Finanzkommission zu 
Massnahme Nr. 53 zustimmt): 
 

    dem Kantonsrat einen Voranschlag 2012 der laufenden Rechnung 
zu unterbreiten, bei dem der Eigenkapitalbezug höchstens 120 
Mio. Franken beträgt; 

 
 
    Begründung: 
 
    Wird Massnahme Nr. 53 gemäss Antrag der Finanzkommission 

angepasst, sind bei einem Eigenkapitalbezug von 120 Mio. Fran-
ken im Jahr 2012 zusätzliche Einsparungen von rund 30 Mio. 
Franken im Voranschlag 2012 nötig. Eine weitergehende Budget-
vorgabe ist im Rahmen des Voranschlags 2012 nicht zu bewälti-
gen. 

 
 
Ziff. 3:    mit dem Aufgaben- und Finanzplan 2013-2015 ein priorisiertes 

Investitionsprogramm vorzulegen, in dem das Investitionsvolumen 
im 5-Jahres-Durchschnitt ab dem Jahr 2012 von 135 Mio. Fran-
ken auf 180 Mio. Franken je Jahr ansteigt; 

 
 
    Begründung: 
 
    Das Investitionsprogramm ist eine rollende Planung, die jedes 

Jahr bezüglich Planungsstand, Dringlichkeit, Zeitplan und Kosten 
aktualisiert und der Finanzkommission vorgelegt wird. 
 
Der Finanzkommission ist seit Jahren bekannt, dass sich der Ge-
samtinvestitionsbedarf nach dem Wegfall des Spitalmoratoriums 
markant erhöhen wird. Ab 2012 entsteht dementsprechend ein 
massiv höherer Investitionsbedarf, der auch das von der Finanz-
kommission auf jährlich 180 Mio. Franken erhöhte Investitionsvo-
lumen deutlich übersteigt. 
 
Das jährlich anfallende Investitionsvolumen schwankt aufgrund 
einzelner Grossprojekte stark. Eine effiziente Bauplanung des  
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gesamten Projektportfolios ist deshalb nur möglich, wenn der pla-
fonierte Betrag nicht jährlich sondern im Durchschnitt über 5 Jahre 
vorgegeben wird. 
 
Mit dem von der Finanzkommission genau auf die investitions-
stärksten Jahre 2012-2016 festgelegten 5-Jahres-Durchschnitt 
können zahlreiche bereits weitgehend geplante und dringliche 
Projekte nicht realisiert werden. Diese müssten vielmehr auf meh-
rere nachfolgende Jahre aufgeteilt werden. Im Resultat könnte 
insbesondere die erwartete Gesamtspitalvorlage nicht wie geplant 
vorgelegt und auch nicht innerhalb der durchschnittlichen Investi-
tionslimite von 180 Mio. Franken finanziert bzw. abgeschrieben 
werden. Im Übrigen steht für die Hochbauprojekte das erhöhte 
jährliche Investitionsvolumen von durchschnittlich 180 Mio. Fran-
ken faktisch erst ab 2014 zur Verfügung, da in den Jahren 2012-
2016 rund 100 Mio. Franken für öV-Projekte beansprucht werden. 
 
Mit dem Verzicht auf die präzise Festlegung des 5-Jahres-Durch-
schnitts auf die Jahre 2012-2016 ist die Einhaltung des jährlichen 
Investitionsvolumen von durchschnittlich 180 Mio. Franken über 
das Jahr 2020 hinaus mit starken Einschränkungen und Priorisie-
rungen (einschliesslich Spitalbauten) machbar. 

 
 
 
Ziff. 4:    zu gegebener Zeit weitere Entlastungsmassnahmen für den Fall 

vorzuschlagen, dass die Gewinnausschüttung der Schweizeri-
schen Nationalbank reduziert werden sollte. Die weiteren Mass-
nahmen erzielen ein Sparvolumen in der Höhe der Reduktion der 
Gewinnausschüttung, höchstens jedoch 50 Mio. Franken, und 
bewirken weder Überwälzungen auf die Gemeinden noch Gebüh-
renerhöhungen. 

 
 
    Begründung: 
 
    Weitere Sparmassnahmen sind notwendig, falls die Schweizeri-

sche Nationalbank (SNB) ihre Gewinnausschüttung an die Kanto-
ne in den Finanzplanjahren reduziert. Im Aufgaben- und Finanz-
plan 2012-2014 ist eine Gewinnausschüttung im bisherigen Um-
fang von rund 100 Mio. Franken berücksichtigt. Der derzeitige 
Stand der Ausschüttungsreserve der SNB macht eine Überprü-
fung der Vereinbarung zwischen dem Eidgenössischen Finanzde-
partement und der SNB über die Gewinnausschüttung der SNB 
notwendig. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Aus-
schüttungen für eine gewisse Zeit ausgesetzt oder reduziert wer-
den. 
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